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Wir haben auch Gespräche geführt, um andere Formen 
der Aufklärung zu inden und auszuloten, ob wir gemein-
sam aufklären können – leider ergebnislos. Für mich und 
für unsere beiden Fraktionen ist das unverständlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN – Lothar Binding [Hei-
delberg] [SPD]: Wir haben doch einen Unter-
suchungsausschuss angeregt! Schon vor Mo-
naten!)

Deswegen machen wir von unserem Minderheiten-
recht Gebrauch und beantragen einen Untersuchungsaus-
schuss zum Steuerbetrug an den Finanzmärkten mittels 
Cum-Ex-Geschäften.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Es geht uns nicht darum, einzelne Personen an den Pran-
ger zu stellen, und auch nicht um Parteipolitik,

(Lothar Binding [Heidelberg] [SPD]: Nein, 
keinesfalls! Das wollen wir doch mal hören!)

sondern es geht darum, sicherzustellen, dass die Bürge-
rinnen und Bürger nie wieder in diesem Ausmaß abge-
zockt werden, wie es hier vorgekommen ist. 

Dafür müssen wir wissen, wieso staatliche Institutio-
nen in Bund und Ländern jahrelang untätig blieben, statt 
das Geld der Bürgerinnen und Bürger zu schützen. Wir 
müssen wissen, ob heute dieselben Institutionen willens 
und in der Lage sind, bei ähnlichen Fällen rechtzeitig mit 
wirksamen Mitteln einzugreifen. Wir müssen wissen, wie 
es passieren konnte, dass öffentliche Banken am Betrug 
an den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern mitgewirkt 
haben.

Wir sind nämlich schon längst in der nächsten Runde 
im Hase-und-Igel-Spiel auf dem Finanzmarkt zulasten 
der Bürger. Mit den sogenannten Cum-Cum-Geschäften 
stehen erneut Milliarden auf dem Spiel. Auch hier wird 
dem Treiben auf dem Finanzmarkt schon viel zu lange 
zugesehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen 
laden Sie zu einer parteiübergreifenden sachlichen Arbeit 
im Interesse aller Steuerzahlerinnen und Steuerzahler 
ein. Bei einem Schaden dieser Größenordnung für das 
Gemeinwesen dürfen Demokraten nicht zur Tagesord-
nung übergehen. Wenn die Bürger den Eindruck gewin-
nen, dass Staat und Bürger zum Spielzeug von Betrügern 
auf dem Finanzmarkt werden, und wenn nicht sichtbar 
wird, dass wir im Parlament alles tun, damit nicht wieder 
Steuergeld in so großem Umfang von Betrügern auf dem 
Finanzmarkt abgezweigt wird, dann verlieren die Men-
schen das Vertrauen in unsere Institutionen. Deswegen 
müssen wir hier gemeinsam tätig werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Sie haben damals zwei Gegenargumente gegen den 
Antrag auf einen Sonderermittler vorgebracht. Das eine 
Gegenargument war: Es gibt für einen Sonderermittler 
keine Rechtsgrundlage.

(Antje Tillmann [CDU/CSU]: Das ist ein 
komisches Gegenargument!)

Das ist ein sehr merkwürdiges Argument, weil im Saar-
land unter der Leitung der CDU im Moment genau das 
stattindet, was wir hier gefordert haben. Aufgrund eines 
kläglichen Versagens in der Steuerfahndung wird dort 
eine externe Sonderermittlerin eingesetzt, um das aufzu-
klären und um diese Dinge für die Zukunft richtig aufzu-
stellen. – Ihr Gegenargument trägt nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Das zweite Gegenargument war: Die Staatsanwalt-
schaften und die Gerichte sind doch im Moment mit der 
Aufklärung dieser Fälle beschäftigt. – In der Tat: Zum 
Glück gibt es da Aufarbeitung vor den Gerichten. Aber 
diese klären, wer jetzt was zahlen muss und wer bei den 
Investoren strafrechtlich Verantwortung trägt. Sie klären 
nicht, was auf staatlicher Seite schiefgelaufen ist. Damit 
können Sie nicht die Arbeit voranbringen, die unsere Ar-
beit ist, nämlich dafür zu sorgen, dass sich ein solcher 
Skandal nie mehr wiederholen kann. Das können nur wir 
hier tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Genau deswegen wollen wir jetzt wissen, was schief-
gelaufen ist, und zwar nicht nur mit Blick auf die Ver-
gangenheit. Ich wiederhole es: Es geht darum, über die 
Erkenntnisse der Vergangenheit sicherzustellen, dass es 
in Zukunft nie wieder passieren kann, dass das Geld, das 
die kleinen Leute in unserem Land mit ihrer Umsatzsteu-
er und mit ihrer Einkommensteuer zahlen, unkontrolliert 
an Trickser und Betrüger am Finanzmarkt abließt. Das 
können wir den Menschen nicht zumuten. Deswegen 
heute der Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungs-
ausschusses.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Kollege Matthias Hauer für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Matthias Hauer (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Wir beraten heute über den Antrag der Fraktionen 
Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen, die Cum-Ex-Ge-
schäfte im Zeitraum von 1999 bis 2012 durch einen Un-
tersuchungsausschuss zu beleuchten.

Worum geht es dabei? Bei den Cum-Ex-Geschäften 
haben vermeintlich indige Banken und  Investoren Ak-
tiengeschäfte allein mit dem Ziel getätigt, sich Kapital-
ertragsteuer zweimal erstatten zu lassen, die nur einmal 
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gezahlt wurde. Grundlage dieses kriminellen Geschäfts 
war ein Aktienhandel rund um den Dividendentermin, 
nämlich kurz davor Cum-Dividende und kurz danach 
Ex-Dividende.

Durch Leerverkäufe und das gezielte Ausnutzen von 
Fristen ielen der  rechtliche und der wirtschaftliche Ei-
gentümer der Aktie auseinander. Mit großer krimineller 
Energie gelang es so, die Abführung der Kapitalertrag-
steuer doppelt bescheinigt zu bekommen. Das war da-
mals noch möglich, weil es nicht dieselbe Stelle war, die 
den Steuerabzug vornahm und die die Steuerbescheini-
gung ausstellte.

Die Grünen haben in ihrem Antrag zum gleichen The-
ma im Januar die Geschäfte als „zumindest illegitim“ be-
zeichnet. Im aktuellen Antrag sprechen Linke und Grüne 
von „Steuergestaltung“. Wieso so zurückhaltend? Nen-
nen wir es doch gemeinsam beim Namen: Ein solches 
Vorgehen ist nicht nur illegitim, sondern schlichtweg 
rechtswidrig und kriminell.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Bei diesen Cum-Ex-Geschäften hat es sich nie um 
ein Steuergestaltungsmodell gehandelt. Die Rechtsauf-
fassung  des  Bundesinanzministeriums  ist  unverändert: 
Diese Gestaltung der Cum-Ex-Geschäfte war schon im-
mer unzulässig. Einmal abgeführte Kapitalertragsteuer 
darf nur einmal bescheinigt und auch nur einmal erstattet 
werden.

(Beifall des Abg. Lothar Binding [Heidelberg] 
[SPD] – Lothar Binding [Heidelberg] [SPD]: 
Das versteht sich von selbst!)

Nachdem tatsächlich durchgeführte Cum-Ex-Geschäf-
te bekannt wurden, hat die Politik reagiert. Im Jahr 2007 
hat der Gesetzgeber die Abwicklung der Geschäfte über 
inländische Banken unterbunden. Das gelang, indem die 
inländische Bank des Leerverkäufers zur Abführung der 
Kapitalertragsteuer  verplichtet  wurde.  Dadurch  wurde 
sichergestellt, dass auch die Kompensationszahlungen 
des Leerverkäufers unter Nutzung inländischer Abwick-
lungsbanken mit Kapitalertragsteuer belastet waren und 
keine unberechtigte Steuerbescheinigung erstellt wurde.

Konkrete Hinweise auf die Abwicklung über auslän-
dische Banken gab es dann im Jahr 2009. Das Bundes-
inanzministerium hat  reagiert  und besondere Erforder-
nisse an Steuerbescheinigungen im Zusammenhang mit 
Leerverkäufen über ausländische Kreditinstitute formu-
liert. Es wurde geregelt, dass alle Steuerbescheinigun-
gen, bei denen Aktien rund um den Dividendenstichtag 
erworben wurden, besonders gekennzeichnet werden 
müssen. Diese Regelung wurde durch zwei Schreiben 
des  Bundesinanzministeriums  in  den  Jahren  2010  und 
2011 ergänzt.

Ende 2010 erfolgte mit der OGAW-IV-Umsetzung 
die vollständige Umstellung der Erhebung der Kapita-
lertragsteuer auf Dividendenzahlungen deutscher Aktien. 
Durch die neue Systematik wird die Kapitalertragsteu-
er nunmehr durch das Kreditinstitut, das die Dividende 
auszahlt, sowohl abgeführt als auch bescheinigt. Beides 
liegt also in einer Hand; denn das Auseinanderfallen bei-

der Stellen war die Basis der rechtswidrigen Geschäfte in 
der Vergangenheit.

Seit Inkrafttreten 2012 werden die Cum-Ex-Geschäf-
te auch über ausländische Banken somit verhindert. Der 
Gesetzgeber und das Bundesinanzministerium unter Mi-
nister Wolfgang Schäuble haben dem Cum-Ex-Modell 
also in mehreren Schritten nachhaltig die Grundlage ent-
zogen und die missbräuchlichen Geschäfte erfolgreich 
unterbunden. Deshalb sind Cum-Ex-Geschäfte heute 
zum Glück nicht mehr möglich.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das!)

Was wir jetzt brauchen, sind eine konsequente Auf-
deckung und strafrechtliche Verfolgung der Altfälle. Wer 
solche Geschäfte auf Kosten der Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler gemacht hat, der muss zur Rechenschaft ge-
zogen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Unsere Gewaltenteilung legt eine solche strafrechtliche 
Aufarbeitung aber nicht in die Hände des Parlaments und 
auch nicht in die Hände eines parlamentarischen Unter-
suchungsausschusses.

(Dr. Thomas Gambke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es geht aber um die politische 
Aufarbeitung!)

Hier sind vielmehr die Finanzverwaltung, die Strafver-
folgungsbehörden und die Gerichtsbarkeit gefordert, und 
mehrere Verfahren laufen bereits.

Sie haben gerade dazwischengerufen, es gehe um die 
politische Aufarbeitung.

(Dr. Thomas Gambke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist es!)

Sie haben auch letztens noch erklärt, es seien keine 
Konsequenzen gezogen worden. Dass sehr wohl Konse-
quenzen gezogen wurden, habe ich gerade dargelegt. Die 
Cum-Ex-Geschäfte sind mittlerweile unterbunden, und 
dass es keine politische Aufarbeitung gegeben habe, ist 
auch unzutreffend. Ich habe Ihnen gerade die Gesetzge-
bungsverfahren dargelegt. In all diese Verfahren war der 
Gesetzgeber, waren alle Fraktionen, auch Bündnis 90/
Die Grünen und Linke, eingebunden. Darüber hinaus 
hat das Bundesinanzministerium detailliert und schrift-
lich die von Ihnen, von den Grünen und von den Linken, 
gestellten Kleinen Anfragen der Opposition beantwortet 
und die Erkenntnisse der Bundesregierung darin einlie-
ßen lassen.

Auch in diesem Jahr haben wir uns mit den 
Cum-Ex-Geschäften in diesem Hause beschäftigt. Nach 
Debatten im Januar und im September geschieht dies 
heute zum dritten Mal in 2015. Es trifft also nicht zu, dass 
es keine politische Aufarbeitung gegeben habe.

(Dr. Gerhard Schick [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was hat denn Ihre Fraktion dazu 
gemacht?)

– Sie schreien, deshalb komme ich jetzt direkt zu Ihnen. 
Herr Dr. Schick, Sie stützen sich ja vor allem auf ein 
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Schreiben aus dem Jahr 2002. Dazu hatten Sie sich in 
Ihrer Rede im September noch empört – ich zitiere –:

Die Bundesregierung ignorierte dieses Schreiben 
fünf Jahre lang. Warum? … sollte aus Gründen der 
Finanzmarktförderung möglichst nicht gegenge-
steuert werden?

Dazu sage ich Ihnen, den Kolleginnen und Kollegen 
von den Grünen: Anstatt mit dem Finger auf andere zu 
zeigen, sollten Sie vor Ihrer eigenen Haustür kehren. Am 
besten hätten Sie mit der Untersuchung in Ihren eigenen 
Reihen angefangen. Immerhin waren Bündnis 90/Die 
Grünen bis 2005 Teil der damaligen Bundesregierung, 
und Sie stellten 2002 sogar den Vorsitz im Finanzaus-
schuss.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Gerhard 
Schick [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Vor-
sicht mit dieser Äußerung! Sonst reden wir 
über Sachen auf Landesebene!)

Aber die Geschäfte waren eben auch für Sie nicht so 
einfach zu erkennen, wie sie jetzt manchmal versuchen, 
den Eindruck zu erwecken, weil sie hochkomplex waren. 
Außerdem haben die beteiligten Banken, Berater und 
Investoren erhebliche Anstrengungen unternommen, um 
diese Handlungen zu verschleiern. Um die Beziehungen 
zwischen den Vertragspartnern intransparent zu machen, 
haben sie zusätzliche, oft im Ausland ansässige Markt-
teilnehmer dazwischengeschaltet. Unter anderem aus 
diesem Grund wurden die Geschäfte leider nur zeitlich 
verzögert bekannt.

Deshalb gab es in den ersten Jahren auch kein Gegen-
steuern, weder durch die damaligen Regierungen noch 
durch die Fraktionen in den Parlamenten. Es ist gut, 
dass  durch  das  Einschreiten  von  Bundesinanzminister 
Wolfgang Schäuble und des Gesetzgebers diese Geschäf-
te heute nicht mehr möglich sind.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!)

Wir können daher im Augenblick nicht erkennen, warum 
es dieses Untersuchungsausschusses bedarf, den Linke 
und Grüne einsetzen wollen. Dennoch respektieren wir 
natürlich die parlamentarischen Rechte der Opposition. 
Wenn wir schon einen Untersuchungsausschuss einset-
zen, dann – darauf können Sie sich verlassen – werden 
wir auch konstruktiv darin mitarbeiten und die Thematik 
noch einmal im Detail durchsprechen.

Der nun beantragte Untersuchungsausschuss wirft den 
Blick vor allem zurück. Er bindet Ressourcen, um bereits 
gelöste Probleme erneut zu beleuchten. Wir sollten statt-
dessen die heutigen Herausforderungen angehen, näm-
lich bestehende Regelungen verbessern und sie wetter-
fest für die Zukunft machen. Das werden wir, die Union, 
gemeinsam mit unserem Koalitionspartner auch tun. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Kollege Richard Pitterle für die 

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Richard Pitterle (DIE LINKE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Stellen Sie sich einmal vor: Sie sind Kun-
din oder Kunde einer Bank und haben dort Ihr Geld im 
Tresor liegen. Stellen Sie sich weiter vor: Bei der Leitung 
der Bank geht aus gut informierten Kreisen die Warnung 
ein, dass der Tresor nicht sicher sei und das dort liegende 
Geld bald gestohlen werden könne. Was würden Sie sich 
da wohl wünschen? Doch wohl sicherlich, dass die Bank 
umgehend reagiert und zum Beispiel den Tresor über-
prüfen lässt oder den Sicherheitsdienst verstärkt. Was 
aber, wenn die Bank einfach nichts macht und über zehn 
Jahre lang Ihr Geld nach und nach gestohlen wird? Als 
Kundinnen und Kunden würden Sie zu Recht im Karree 
springen und nach Aufklärung verlangen. 

Dieses Beispiel passt leider recht gut zum heutigen 
Thema, nämlich zu der Aufarbeitung der Cum-Ex-Ge-
schäfte. Die Bank aus meinem Beispiel ist die Bundes-
regierung, die diese Geschäfte zwischen 2002 und 2012, 
zehn Jahre lang, nicht wirksam unterbunden hat. Die ge-
lackmeierten Kundinnen und Kunden sind die vielen ehr-
lichen Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, denen durch 
die Cum-Ex-Geschäfte ein Schaden von schätzungswei-
se 12 Milliarden Euro entstanden ist. Der Linken und 
Bündnis 90/Die Grünen fällt nun wieder einmal die Rolle 
der Aufklärer zu, und diese Rolle nehmen wir gerne an. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

„Cum“ und „Ex“ stehen für „mit Dividende“ und 
„ohne Dividende“ bei Aktiengeschäften, die um den Di-
videndenstichtag  herum  stattinden.  Die  Aktie  wird  in 
kurzem Abstand einmal mit und einmal ohne Dividen-
de weiterverkauft. Auf die Dividende muss Kapitaler-
tragsteuer gezahlt werden, welche man sich anrechnen 
oder erstatten lassen kann. Vereinfacht gesagt, waren die 
Cum-Ex-Geschäfte so konstruiert, dass zwei der am Kauf 
Beteiligten jeweils eine Bescheinigung für die gezahl-
te Kapitalertragsteuer erhielten, obwohl die Steuer tat-
sächlich nur einmal gezahlt worden war. Beide konnten 
sich die Steuer dann mit der jeweiligen Bescheinigung 
erstatten oder anrechnen lassen. Kurzum: Schwerreiche 
Investoren bedienten sich zweimal aus der Staatskasse, 
obwohl sie nur einmal eingezahlt hatten. 

Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen haben bereits 
einen Sonderermittler gefordert, um zu klären, warum 
Superreiche unbehelligt ein Jahrzehnt lang einen Rie-
senreibach auf Staatskosten machen konnten. Union und 
SPD haben diesen Sonderermittler leider verhindert und 
behauptet, es sei ja schon alles aufgeklärt. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von Union und SPD, das kann doch 
wohl nicht Ihr Ernst sein! 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)
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